
Zusammenfassung

Industrie und Strukturwandel prägen NRW seit  
Langem. Viele Regionen haben durch Globalisierung 
und Transformation Wertschöpfung und Arbeitsplätze 
verloren – sie brauchen neue Perspektiven. 

Hinzu kommen Handelskonflikte, rechtspopulistische 
Diskurse und transformativer Druck durch KI oder  
grüne Technologien. Gleichzeitig hat NRW durch For-
schung, Start-ups und bestehende Industriestrukturen 
großes KI-Potenzial aufgebaut. 

Um diese Chancen im unsicheren Umfeld zu nutzen, 
braucht NRW nicht nur vielversprechende Projekte, 
sondern eine industriepolitische Strategie, die mittels 
Strategischer Vorausschau klare Ziele definiert,  
Mittel mobilisiert und reaktionsfähig bleibt.

Weiterdenken

Nicht ob, sondern wie:  
Warum NRW eine vorausschauende  
Industriepolitik braucht
Dr. Carsten Schwäbe

Einleitung

Industriepolitik führte in Deutschland meistens zu Kontro-
versen. Manche betonten, dass horizontale Industriepolitik, 
die darauf zielt, die Rahmenbedingungen für alle Indus- 
trien zum Beispiel bei Arbeits- oder Energiekosten zu ver-
bessern, unterschiedlich auf spezifische Industrien wirkt. 
Deswegen könne sie ohne vertikale Industriepolitik, strate-
gische Priorisierungen und industriespezifische Maßnah-
men nicht hinreichend industriepolitische Ziele erreichen. 
Andere betonten die Gefahren von Marktmacht und Rent-
seeking bei vertikaler Industriepolitik (z. B. Rodrik, 2009; 
Schütz et al., 2025). 

Angesichts geopolitischer Unsicherheit und transformativer 
Dynamiken bei grünen und digitalen Transformationen 
wird in Deutschland und Europa neu über Industriepolitik 
diskutiert.1 Bereits die Covid-19-Pandemie schuf durch 
gestörte Lieferketten ein neues Bewusstsein für sichere 

1   �Das zeigt zum Beispiel der Draghi-Report auf EU-Ebene: https://commission.eu-
ropa.eu/topics/competitiveness/draghi-report_en (abgerufen 3. März 2026)
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Zugänge zu kritischen Gütern. In den USA motivierte die 
Konkurrenz mit China zur Ergreifung von Maßnahmen wie 
Exportbegrenzungen für Hochleistungschips und Förderung 
der US-Chipproduktion durch den Chips Act (2022), dem 
der Inflation Reduction Act für grüne Industrien folgte  
(Millot & Rawdanowicz, 2024). Seit 2025 nutzt die US- 
Zollpolitik der Trump-Administration Abhängigkeiten der 
europäischen Industrien aus, auch um geopolitische Ziele 
wie die Annexion Grönlands zu erreichen. Auch China hat 
durch das Zurückhalten von Chips oder seltenen Erden 
gezeigt, wie es seine Interessen notfalls durch die Schwä-
chung europäischer Industrien durchzusetzen gedenkt. 
Gleichzeitig setzt es grüne Industrien in Europa mit  
billigen Exporten, zum Beispiel von Batterien oder Stahl, 
unter Druck. 

Um in diesem unsicheren Umfeld Industrien und Gesell-
schaften resilienter zu machen, braucht es mehr denn je 
eine industriepolitische Debatte darüber, welche Zukunfts-
bereiche Deutschland und Europa international wettbe-
werbsfähig machen sollen und welche Bereiche so relevant 
sind, dass Abhängigkeit vom außereuropäischen Ausland 
minimiert werden muss. Zwar gibt es Debatten, ob Indus- 
triepolitik sich verstärkt dem Dienstleistungssektor zuwen-
den sollte (Rodrik, 2025). Angesichts aktueller Herausforde-
rungen zur Herstellung von technologischer Souveränität 
(Edler et al., 2023), beim Infrastrukturaufbau sowie kriti-
schen Gütern (von der Medizin über Chips und KI bis hin  
zu grünen Technologien für mehr europäische Energie-  
und Ressourcenautarkie, aber auch der Verteidigung) wird 
die industrielle Fertigung auch künftig eine entscheidende  
Rolle für Wohlstand und Sicherheit einnehmen.

Laut Gabler-Wirtschaftslexikon verfolgt Industriepolitik 
dabei drei Zielarten:2 (1) Aufrechterhaltung strategisch  
relevanter Produktion (Resilienzbereiche), (2) Abfederung 
sozialer Auswirkungen von Strukturwandel durch dessen 
Verlangsamung und (3) Stärkung neuer, zukunftsrelevanter 
Produktionsbereiche (Zukunftsbereiche).

Da jedoch die regionale Ebene in nationalen und europäi-
schen Industriestrategien nur begrenzt mitgedacht werden 
kann, braucht es mehr strategische Diskurse nicht nur auf 
der Bundes- und europäischen, sondern gerade auf der 
regionalen Ebene (Südekum und Posch, 2025), was nicht 
nur Politik und Verwaltung, sondern auch Verbände, 
Gewerkschaften, Industrien und weitere Akteure vor Ort 
betrifft. Leider ist der bisherige industriepolitische Diskurs 
von defekten Debatten geprägt, in denen Markt und Staat 
nicht als Partner, sondern als Gegner gesehen werden.  
Die Betonung von Technologieoffenheit hat oft eher damit 
zu tun, notwendige industriepolitische Maßnahmen (wie 
den Einstieg in neue oder den Ausstieg in bestehende 
Technologien und Industrien) zu verschieben. Gerade in  
der aktuellen Beschleunigungsphase vieler Industrietrans-

2   �https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/industriepolitik-38913#:~:text=Begriff%3A%20Industriepolitik%20ist%20die%20gezielte,nicht%20die%20Volkswirtschaft%20
als%20Ganzes (abgerufen 3. März 2026)

formationen bedarf es aber strategischer Richtungsent-
scheidungen, die jedoch von der Politik nicht allein, son-
dern nur gemeinsam mit den relevanten Stakeholdern  
von Industriepolitik getroffen werden können.

Das Hochskalieren neuer Produktionskapazitäten ist 
jedoch von vielen Rahmenbedingungen abhängig und mit 
Risiken verbunden. Um diese strategisch abzufedern und 
gemeinsam anzugehen, braucht es einen strategischen  
Diskurs zwischen Unternehmen, Verbänden, Gewerkschaf-
ten, Wissenschaft und Politik und Verwaltung. Statt nur 
eigene Interessen zu benennen, müssen gemeinsam Ent-
scheidungen getroffen und laufend umgesetzt und ange-
passt werden. Deswegen soll hier eine akteursübergreifen-
de Strategische Vorausschau als notwendiger Baustein 
einer erfolgreichen Industriepolitik auf Landesebene  
vorgestellt werden.

Warum braucht Industriepolitik Strategische 
Vorausschau?

Strategische Vorausschau versucht, durch eine gemein- 
same, strukturierte Auseinandersetzung mit unterschied- 
lichen Zukünften Unsicherheit handhabbar zu machen, 
sodass bereits ex ante Priorisierungen und notwendige  
Entscheidungsanpassungen antizipiert werden. Strategi-
sche Vorausschau kann partizipativ in kleineren und  
größeren Workshops für konkret anstehende Entschei- 
dungen eingesetzt oder auch in Organisationen wie  
Firmen und Verwaltungen institutionalisiert werden  
(Warnke et al. 2022). 

Szenarien stellen mögliche Zukünfte dar und werden  
auf der Grundlage verschiedener Einflussfaktoren entwi-
ckelt. Ausgehend von den Einflussfaktoren und deren mög-
lichen zukünftigen Ausprägungen können Szenarien aus-
formuliert werden. Solche Faktoren können sich sowohl 
dem Ausgang der US-Wahl, der Eskalation von Kriegen 
oder der Einigungsfähigkeit der EU widmen als auch der 
Entwicklung von Technologien oder der Veränderung 
gesellschaftlicher Mehrheiten. Hat man gemeinsam mit 
den Perspektiven der unterschiedlichen Akteure auf die 
Unsicherheiten der Einflussfaktoren Szenarien entwickelt, 
können diese bei der Identifikation wichtiger Industrie-
bereiche genutzt werden. Ist zum Beispiel ein Zukunfts- 
bereich in allen Szenarien relevant, so sind Strategien zur  
Förderung solcher Zukunftsbereiche besonders robust. 

Es macht Sinn, Industriepolitik an solchen No-Regret-
Optionen definitiv auszurichten. Demgegenüber sollten 
Bereiche, die nur in bestimmten Szenarien relevant sind,  
so gefördert werden, dass man möglicherweise notwen- 
dige Veränderungen in den industriepolitischen Prioritäten 
angesichts eines Szenariowechsels schnell umsetzen  
kann (Lehr et al., 2017). 
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Auf Grundlage der gebildeten hauptsächlich narrativen 
Szenarien lassen sich in einem nächsten Schritt Indikatoren 
ableiten, die es ermöglichen, analytisch zu erfassen, in wel-
chem der Szenarien man sich gegenwärtig befindet. Das 
regelmäßige Monitoring unterstützt dabei, die vorbereite-
ten, auf Szenarien zugeschnittenen Strategiemaßnahmen 
für die passende Situation auszuwählen, so ggf. bestimmte 
Instrumente zu priorisieren oder gar Ziele nachzujustieren. 
Falls die Entwicklung zu einem anderen Szenario absehbar 
wird, kann frühzeitig diskutiert werden, welche Bereiche 
davon betroffen sind, von welchen Zielen nun Abstand 
genommen werden muss und welche Instrumente und 
Maßnahmen nun zu priorisieren sind (Warnke et al., 2022). 

Eine solche vorausschauende Industriepolitik partizipativ  
in Regionen, aber auch in Parteien zu entwickeln, hilft 
dabei, relevante Akteure in einen strategischen Austausch 
zu bringen. Nicht nur das Ergebnis in Form von gemeinsam 
akzeptierten industriepolitischen Zielen, sondern auch  
die Schärfung des strategischen Bewusstseins aller Akteure 
mit den Szenarien stellt einen wichtigen Beitrag einer  
vorausschauenden, partizipativen Industriepolitik dar. 

Missionsorientierung für eine zielorientierte 
Industriepolitik 

In Europa, aber auch in den USA hat sich dafür eine immer 
stärkere Orientierung an sogenannten Missionen entwi-
ckelt, die die Richtungssignale der Industriepolitik konkret 
und verifizierbar definieren. Diese Missionen spielen bereits 
für die Industriepolitik eine wichtige Rolle. Die Missionen 
der Energiewende wie die Emissionsreduktionsziele oder 
die Ausbauziele für Wind- und Solarenergie und die Was-
serstoffproduktion stellen auch die Ziele von Industriestra-
tegien dar. Wie sich jedoch die Autoindustrie, künstliche 
Intelligenz oder auch andere Wirtschaftsbereiche entwi-
ckeln sollen, ist noch nicht so klar formuliert. Damit sich 
jedoch ein Mix unterschiedlicher Instrumente auch aus 
unterschiedlichen Politikfeldern und Ressorts strategisch 
auf bestimmte Ziele ausrichten kann, bedarf es der Formu-
lierung von konkreten Missionen und der Steuerung trans-
formativer Politik zum Gelingen der Missionen auch in 
einem unsicheren Umfeld (Wittmann et al., 2025).

Was ist bei der Formulierung von Missionen für die Indus-
triepolitik zu beachten? Zunächst sollen Missionen als rea-
listische und handhabbare Ziele definiert sein, die spezifi-
sche Herausforderungen wie die Sicherung von Kernberei-
chen, die Erschließung von Zukunftsbereichen oder die 
Verringerung von Verwundbarkeit der Wirtschaft adressie-
ren. Missionen müssen ambitioniert genug sein, um einen 
wirksamen Unterschied zum Status quo herzustellen. 
Gleichzeitig dürfen sie jedoch nicht so überfordern, dass 
man das Reißen der Missionsziele bereits im Prozessver-
lauf einpreist und sich nicht mehr daran orientiert. Missio-
nen brauchen einen zeitlichen Horizont, der Orientierung 

3   https://www.wirtschaft.nrw/industriepolitisches-leitbild (abgerufen 3. März 2026)

über Legislaturperioden hinaus bietet. Zwischenziele sollen 
im Prozessverlauf die Kontrolle der Zielerreichung vereinfa-
chen. Missionen sollten darüber hinaus quantifizierbare 
und messbare Indikatoren enthalten (Wittmann et al., 
2024).

Die Formulierung industriepolitischer Ziele erfordert einen 
partizipativen Prozess. Nur wenn alle relevanten Stakehol-
der eingebunden werden, erhalten Missionen die gesell-
schaftliche Legitimität, um glaubwürdig Orientierung zu 
bieten. Die Debatte über die Diffusion von Wärmepumpen 
im Jahr 2023 zeigte das: Wärmepumpen als wichtige Heiz-
technologie zu fördern war und ist grundsätzlich wichtig. 
Allerdings wurden eine faire Verteilung der finanziellen 
Lasten für die Haushalte und die notwendige Weiterent-
wicklung der Technologie für weniger gedämmte Häuser 
nicht mitgedacht.

Auch Zielkonflikte zwischen Industrien müssen offen 
adressiert werden: Der Fokus auf einen Wirtschaftsbereich 
kann zulasten eines anderen gehen. Wird etwa Wasserstoff 
für grünen Stahl priorisiert, fehlt er im Transportbereich. 
Ein partizipativer Prozess hilft, solche Konflikte zu klären 
und die Lasten der Transformation gerecht zu verteilen.
Strategische Vorausschau und Missionsorientierung sind 
wichtige Bausteine für eine erfolgreiche Industriepolitik in 
unsicheren Zeiten. Während Vorausschau strategisches und 
agiles Denken und damit den Umgang mit Unsicherheit 
stärkt, schafft eine Missionsorientierung klare, messbare 
Ziele, die als Signale ganzen Volkswirtschaften, aber auch 
einzelnen Regionen dabei helfen, ihre Industriestrategien 
daran auszurichten. Darüber hinaus werden gerade die 
Regionen dazu befähigt, so am Diskurs in Deutschland und 
Europa teilzunehmen. Auf diese Weise können strategische 
Bedürfnisse sowie Chancen und Risiken von Industriepoli-
tik auf regionaler Ebene national und international besser 
eingebracht werden (Priebe und Herberg, 2024).

Industriestrategie in NRW bisher eher  
bewahrend als vorausschauend

Zwar blickt Nordrhein-Westfalen insbesondere bei der Min-
derung sozialer Probleme des Strukturwandels auf eine 
lange industriepolitische Geschichte zurück (Röhl, 2019). 
Das zeigt sich auch daran, dass NRW mit der Entwicklung 
industriepolitischer Leitbilder den Dialog zwischen Arbeit-
gebern, Gewerkschaften und Kammern seit langem institu-
tionalisiert hat. Allerdings fehlt den darin enthaltenen 
industriepolitischen Leitbildern für NRW3 eine sowohl vor-
ausschauende als auch zielorientierte Perspektive. 

Im Rahmen des Zukunftsdialogs Industrie wurde im Jahr 
2025 eine Weiterentwicklung des Leitbildes veröffentlicht. 
Der Zukunftsdialog brachte übergreifende und branchen-
spezifische Verbände und Kammern sowie die Gewerk-
schaften mit der Politik zusammen. Die Einführung in die 
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industriepolitischen Herausforderungen NRWs bleibt 
jedoch unspezifisch ohne Bezüge zu konkreten Industrien 
oder Regionen. Die genannten Herausforderungen und 
Chancen von Forschung, Entwicklung und Innovation 
haben einen reinen horizontalen industriepolitischen  
Charakter. Sie könnten für jedes andere Bundesland  
gelten und haben dementsprechend nur einen geringen  
leitenden Wert für die Industrie. 

Auch entlang der sechs Schlüsselthemen des industrie- 
politischen Leitbildes für NRW wird kaum Bezug genom-
men auf konkrete Regionen, Industrien oder Technologien.  

1.	 Investitionen: Das Schlüsselthema enthält aus-
schließlich allgemeine Bekenntnisse über die Not-
wendigkeit stabiler Rahmenbedingungen für In- 
vestitionen, etwa durch vereinfachte Regulierung, 
bezahlbare Energie, Forschung und Entwicklung, 
eine gelebte Sozialpartnerschaft sowie eine kohä-
rente europäische Industriepolitik. Die formulierten 
Ziele sind austauschbar für jedes andere (Bundes-)
Land und haben keine konkreten Bezüge für NRW. 

2.	 Innovationen: Das Schlüsselthema enthält wichti-
ge neue horizontale Maßnahmen für Forschung 
und Entwicklung sowie die Nutzung der öffentli-
chen Beschaffung für Innovationspolitik. Allerdings 
gibt es keinen Bezug zu konkreten Innovationen 
oder Sektoren, die damit adressiert werden sollen. 
Lediglich ein Verweis auf die Herausforderungen 
der Grundstoffindustrie auf dem Weg zur Klima-
neutralität wird hergestellt, ohne jedoch daraus 
konkrete Ziele für das Land NRW abzuleiten. 

3.	Zirkuläre Wertschöpfung: Das Schlüsselthema 
birgt wesentliche Herausforderungen und attestiert 
NRW beste Voraussetzungen für eine zirkuläre 
Zukunft, ohne diese konkreter zu beschreiben. 
Zwar betont das Kapitel die wichtige Twin-Transi-
tion-Perspektive, weil eine zirkuläre Wirtschaft nur 
mit digitalen Produktpässen, Datenplattformen 
und KI entwickelt werden kann. Konkrete Techno-
logien oder Sektoren werden jedoch auch hier 
nicht genannt, sondern es wird auf eine noch zu 
entwickelnde NRW-Kreislaufwirtschaftsstrategie 
verwiesen. Der einzige konkrete Bezug zu Urban 
Mining (der Gewinnung von Rohstoffen aus heimi-
schen Deponien) wird dadurch abgeschwächt, dass 
im gleichen Satz ein Bekenntnis zu stets ausrei-
chenden Deponiekapazitäten in NRW formuliert 
werden musste.

4.	Klima und Energie: Das Schlüsselthema formu-
liert mit der Klimaneutralität der Industrieregion 
NRW bis 2045 ein ambitioniertes und nachvollzieh-
bares industriepolitisches Ziel. Ebenso stellt NRW 
mit der Energie- und Wärmestrategie zumindest in 
 

 
diesem Industriebereich umfassende industriepoli-
tische Überlegungen an, die jedoch keiner Szena-
rioanalyse unterworfen werden. Es müsste zum 
Beispiel diskutiert werden, wie die Nutzung von 
nur begrenzten Wasserstoffkapazitäten priorisiert 
wird. Konkrete Technologiebezüge werden zwar 
außerdem zur Abscheidung und Nutzung von Koh-
lenstoffdioxid hergestellt. Doch wird nicht weiter 
artikuliert, wo welche bestehenden oder neuen 
Aktivitäten in diesem Bereich weiterentwickelt wer-
den sollen. Immerhin wird in den Zielen der Bezug 
zu Low Emission Steel Standard als wichtiger  
grüner Leitmarkt hergestellt, allerdings ebenfalls 
ohne eine konkretere Umsetzungsstrategie und 
eine Diskussion, was beim Aufkommen geopoliti-
scher Herausforderungen wie billigem Stahl aus 
China passieren soll. 

5.	Digitale Infrastruktur: Zwar nimmt das Kapitel 
Bezug auf Glasfaser und Mobilfunk als wichtigen 
Infrastrukturen. Doch ist es bemerkenswert, dass 
KI und die zugehörigen Infrastrukturen (z. B. 
Daten- und Rechenzentren) nicht weiter angespro-
chen werden. Auch hier bleiben die Ziele unspezi-
fisch. Es müsste zum Beispiel konkret definiert 
werden, was Resilienz digitaler Infrastruktur 
bedeutet: die Unabhängigkeit von Anbietern aus 
Ländern wie China oder den USA oder die Siche-
rung vor Attacken zum Beispiel aus Russland? Erst 
dann könnten konkrete Ziele zur Erreichung von 
mehr Resilienz und die zugehörigen Maßnahmen 
abgeleitet werden.

6.	Flächenentwicklung: Das Schlüsselthema bietet 
eine Übersicht über die regionale Wirtschaftsförde-
rung und den Landesentwicklungsplan. Allerdings 
werden diese Fragen nicht verzahnt mit Fragen, 
inwiefern die Mobilisierung von Flächen für unter-
schiedliche Sektoren oder Technologien besonders 
mitgedacht werden muss. Auch die Ziele bleiben 
unspezifisch.

 
Für alle Schlüsselthemen gilt, dass die am Ende formulier-
ten Ziele keinen praktischen Wert haben, weil sie weder 
durch Indikatoren messbar gemacht werden noch mittels 
Zeithorizonten oder Meilensteinen eine nachvollziehbare 
Erfolgskontrolle bzw. Nachsteuerung im Falle von Proble-
men ermöglichen. Auf diese Weise wirken sie nicht bin-
dend, weder für die Landesregierung noch für die Industrie.

Um aufzuzeigen, wie eine szenariobasierte Analyse eine 
Industriestrategie stärken kann, soll im Folgenden das  
Beispiel Künstliche Intelligenz am Beispiel von NRW  
skizziert werden, auch um die strategisch erforderlichen 
Entscheidungen, die ein industriepolitisches Leitbild hier 
setzen sollte, aufzuzeigen.
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KI als ein Ausgangspunkt für eine echte  
Industriestrategie für NRW

Der industriepolitische Diskurs zu KI trifft in Deutschland 
derzeit auf zwei Lager. Auf der einen Seite wird davon 
gesprochen, dass Deutschland und Europa das Rennen um 
generative KI-Modelle gegenüber den USA und China 
bereits verloren hätten. Die Dominanz insbesondere der 
US-amerikanischen Big-Tech-Unternehmen sollte aner-
kannt und dadurch konterkariert werden, dass Deutschland 
und Europa sich in anderen Teilen des AI Stacks so wettbe-
werbsfähig und unersetzbar machen, dass sie durch die 
Abhängigkeit nicht unter Druck gesetzt werden können. 
Deswegen sollte der Fokus auf der Entwicklung industriel-
ler KI-Anwendungen liegen (Large Industrial Models), die 
dabei helfen, die deutschen Stärken in der Industrieproduk-
tion durch KI auch in die Zukunft zu tragen, weil gerade  
in der deutschen Industrie ein großer Datenschatz für die 
Entwicklung solcher Modelle liegt (BCG und BDI, 2025). 

Auf der anderen Seite wird vor dem Hintergrund der vor-
handenen Stärken in Forschung und Entwicklung von KI 
zum Beispiel in der neuen Hightech-Agenda der Bundesre-
gierung4 darauf verwiesen, dass Deutschland gemeinsam 
mit Europa auf einer Aufholposition zwischen den USA und 
China steht. Aufgrund der Bedeutung von KI in vielen kriti-
schen Bereichen von Wirtschaft und Gesellschaft wird der 
Hardware und der Software zur Entwicklung von generati-
ven KI-Modellen eine wichtige Rolle zur Sicherung techno-
logischer Souveränität zugesprochen (Edler et al., 2023). 

Darüber hinaus hat der AI Action Plan5 der US-Regierung 
vom Juli 2025 gezeigt, dass digitale Abhängigkeiten 
gefährlich sein können: Dort formuliert die Trump-Adminis-
tration das Ziel der globalen Dominanz der USA durch KI. 
Außerdem wird dort festgeschrieben, dass KI nicht weiter 
Diversität oder den Klimawandel thematisieren sollte. 
Technologische, aber auch nationale Souveränität im All-
gemeinen würde durch eine Abhängigkeit von derart poli-
tisch nutzbar gemachten KI-Infrastrukturen unterminiert 
werden. Deswegen geht es bei generativer KI und Large 
Language Models nicht mehr nur darum, das Rennen 
gegenüber den USA zu gewinnen, sondern darum, eine 
andere Art von Künstlicher Intelligenz zu entwickeln, die 
klar auf der Seite der liberalen Demokratie und wissen-
schaftlicher Prinzipien steht.

Darüber hinaus bestehen Zweifel am Weg der USA, die 
Entwicklung von KI mit der Mobilisierung maximaler  
Ressourcen (Energie, Rechenkapazitäten, Daten) möglichst 
schnell gewinnen zu wollen. Die chinesische KI Deepseek 
hat Anfang 2025 gezeigt, dass eine leistungsfähige KI auch 

4   https://www.bmftr.bund.de/SharedDocs/Publikationen/DE/L/31881_Hightech_Agenda_Deutschland.pdf?__blob=publicationFile&v=14  (abgerufen 3. März 2026)

5   https://www.whitehouse.gov/wp-content/uploads/2025/07/Americas-AI-Action-Plan.pdf (abgerufen 3. März 2026)
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(abgerufen 3. März 2026)
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mit deutlich geringeren Ressourcen und Rechenkapazitäten 
und unter Berücksichtigung von Open Source möglich ist 
(Ezazi, 2025). Hier könnten Deutschland und Europa mit 
der Entwicklung ressourcensparender KI-Modelle und 
Open-Source-Lösungen einen anderen erfolgreichen Tech-
nologiepfad beschreiten, der gemeinsam mit vertrauens-
würdigen Partnern innerhalb und außerhalb der EU entwi-
ckelt werden könnte. 

Für NRW bedeutet das, dass eine Industriestrategie diesen 
unterschiedlichen Einflussfaktoren von KI – geopolitisch 
wie technologisch – Rechnung tragen muss. Inwiefern gibt 
es in NRW kritische Abhängigkeiten in Industrie und 
Gesellschaft, die technologische Souveränität auch bei KI 
erfordern? Inwiefern gibt es in Aktivitäten zur Entwicklung 
generativer KI-Modelle oder Open Source Lösungen in 
NRW, die wichtige Beiträge für den Eurostack (Bria et al., 
2025), eine möglichst unabhängige europäische KI-Wert-
schöpfungskette, bieten und so regional neue Wertschöp-
fungschancen in NRW eröffnen? Wie kann das Potenzial 
der bestehenden Industrien in NRW bei der Entwicklung 
von Large Industrial Models genutzt werden? Wie können 
diese Aktivitäten so verzahnt werden, dass sie komplemen-
tär zu anderen Aktivitäten in Deutschland und Europa das 
System als Ganzes im Wettbewerb mit den USA und China 
stärken? 

In Schleswig-Holstein wird derzeit die Umstellung der  
Verwaltung auf Open Source und unabhängige digitale  
Infrastrukturen erprobt und umgesetzt. Demgegenüber hat 
NRW mit Microsoft im Jahr 2024 den Bau von Rechenzent-
ren im Rheinischen Revier sowie KI-Qualifizierungspro-
gramme in Schulen und der Verwaltung beschlossen.6  
Außerdem plant der US-Investor Blackstone ein Rechen-
zentrum in Lippetal.7 Zwar stellen die milliardenschweren 
Investitionen einen industriepolitischen Erfolg dar. Doch 
angesichts des großen industriellen Datenschatzes in NRW 
und der geopolitischen Konflikte mit den USA muss sehr 
genau darauf geachtet werden, dass kritische Daten auf 
US-amerikanisch geführten digitalen Infrastrukturen nicht 
abfließen. Ferner muss technologische Souveränität verhin-
dern, dass die US-amerikanische Regierung ihren Einfluss 
auf die in NRW investierten digitalen Unternehmen gegen 
die Region und das Land einsetzt. 

Allein am Beispiel von KI zeigt sich daher, dass Industrie-
politik sich auch in NRW auf unterschiedliche Szenarien für 
die technologische Entwicklung von KI, deren nachhaltige 
Nutzung sowie mögliche geopolitische Abhängigkeiten und 
Vulnerabilitäten vorbereiten muss.
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Fazit

Die Debatte über Industriepolitik muss von festgefahrenen 
Glaubenssätzen wie Technologieoffenheit hin zu den rele-
vanten Fragen gebracht werden – das gelingt weder ohne 
Länder und Regionen noch ohne einen strategisch voraus-
schauenden Diskurs von Politik, Wirtschaft, Gewerkschaf-
ten und Wissenschaft. 

Das industriepolitische Leitbild NRWs kommt dem nicht 
nach, obwohl strategische Entscheidungen bei KI und in 
vielen weiteren Bereichen anstehen. Das Sondervermögen 
hat die Finanzierungsfrage auch für Landes- und Kom- 
munalebene beantwortet. Jetzt muss der strategische  
Diskurs beginnen, denn klare industriepolitische Signale 
sind angesichts wachsender Unsicherheit für die Industrie  
unerlässlich.

Strategische Vorausschau konfrontiert Akteure mit dieser 
Unsicherheit in Form von Szenarien und motiviert zur Aus-
einandersetzung mit notwendigen Entscheidungen ange-
sichts geopolitischer Konflikte, technologischer Entwicklun-
gen oder gesellschaftlicher Veränderungen. Sie hilft, rele-
vante Entscheidungen zu durchdenken, statt sich hinter 
nichtssagenden Glaubenssätzen zu verstecken, und stärkt 
so die Strategiefähigkeit aller Beteiligten. Natürlich lassen 
sich nicht alle industriepolitischen Kontroversen partizipa-
tiv lösen. Politische Richtungsentscheidungen sind nötig 
und in Wahlkämpfen zu diskutieren. 

 
 
 
Wahlprogramme müssen industriepolitische Fragen offen-
siv beantworten. Umgekehrt dürfen einmal getroffene Ent-
scheidungen nicht leichtfertig revidiert werden: Verbrenner-
Aus oder Gebäudeenergiegesetz ständig infrage zu stellen 
verkennt, dass Elektromobilität und Wärmepumpen über 
alle Szenarien hinweg wichtige Technologien der nächsten 
Jahrzehnte sein werden.

Den verantwortungsvollen Parteien kommt daher eine 
besondere Aufgabe zu: Sie müssen industriepolitischen 
Konsens bei Technologien verdeutlichen und auch bei 
populistischem Druck nicht aufkündigen, gleichzeitig aber 
Richtungsentscheidungen offen diskutieren und deutlich 
über die Verteilung industriepolitischer Kosten diskutieren. 
Strategische Vorausschau kann bei dieser Priorisierung  
entscheidend helfen.

Vorausschauende Industriepolitik ist eine dauerhafte Auf-
gabe, die laufend immer wieder Reaktionen auf Verände-
rungen bei Technologien, Projekten und geopolitischen 
Rahmenbedingungen erfordert. Parteien, Regierung und 
Stakeholder müssen regional, national und europäisch  
in funktionierende Governancestrukturen eingebunden  
werden (Schwäbe et al., 2025). 
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